
Von Frank Kuschel
Fast jede zweite Gemeinde nutzt

Chancen der freiwilligen Gebietsre-
form. Wenn alle Anträge durch den
Thüringer Landtag gesetzgeberisch
umgesetzt werden, haben sich bis zum
Ende der Wahlperiode rund 400 Ge-
meinden und damit fast jede zweite
freiwillig in neuen Strukturen zusam-
mengefunden.
Im Ersten Neugliederungsgesetz,

das im Juni 2018 durch den Landtag
beschlossen wurde, waren 49 Ge-
meinden aufgenommen. Derzeit be-
findet sich das Zweite
Neugliederungsgesetz in den ab-
schließenden Beratungen des Landta-
ges. Über 260 Gemeinden umfasst

dieses Zweite Gesetz. Und für das
Dritte Neugliederungsgesetz, das der
Landtag 2019 beschließen wird, lie-
gen zwischenzeitlich Anträge und An-
fragen von über 50 Gemeinden vor.
Die Zahlen belegen, dass viele Ge-

meinden die Chancen der Freiwillig-
keit nutzen, ohne die Risiken aus dem
Blick zu nehmen. Sie bedeuten aber
auch, dass bei jeder zweiten Ge-
meinde noch Bedenken gegen die Ge-
bietsreform vorherrschen. Wenn sich
fast jede zweite Gemeinde freiwillig
neu gliedert, ist das ein Ergebnis, das
nach dem gerichtlichen Scheitern des
Vorschaltgesetzes 2017 so nicht zu er-
warten war. Es belegt, wie notwendig
und überfällig die Neugliederungen
waren.

Und die Notwendigkeit der ge-
meindlichen Neugliederung hat nicht
nur finanzielle Erwägungen. Viel wich-
tiger ist die Sicherung der Arbeitsfä-
higkeit der kommunalen Verwaltungen,
die zunehmend ein Fachkräfteproblem
haben, das noch dadurch verschärft
wird, dass in den nächsten Jahren bis
zu 25 Prozent der Verwaltungsbe-
schäftigten altersbedingt ausscheiden,
ohne dass ausreichend Berufsnach-
wuchs zur Verfügung steht.
Das Fachkräfteproblem der Ge-

meinden ist zu großen Teilen struktur-
bedingt. Über 500 Gemeinden in Thü-
ringen, das sind rund zwei Drittel, ha-
ben weniger als 1.000 Einwohner.
Rund 600 Gemeinden sind in den 69
Verwaltungsgemeinschaften organi-

siert. Keine Verwaltungsgemeinschaft
hat mehr als 20 Beschäftigte. Eine
Spezialisierung der Beschäftigten ist da-
mit kaum möglich. 
Die Kleingliedrigkeit der Verwaltung

führt dazu, dass es für Fachkräfte kei-
ne interessanten Einstiegs- und Auf-
stiegsoptionen gibt. Für Hoch- und
Fachhochschulabsolventen gibt es in
diesen Verwaltungen praktisch keine
Stellen. Deshalb entscheiden sich vie-
le Fachkräfte für die sogenannte freie
Wirtschaft.
Bleibt das Fachkräfteproblem unge-

löst, ist die Arbeits- und Funktionsfä-
higkeit der kommunalen Verwaltung
absehbar mehr als gefährdet. Deshalb
gibt es zur Gebietsreform keine tat-
sächliche Alternative.

Von Knut Korschewsky
24 Jahre ist es nun her, seitdem das

Sportfördergesetz des Landes Thürin-
gen eingeführt wurde. Und fast genau
drei Jahre hat die Evaluierung dieses
Gesetzes gedauert.
Das bisher gültige Gesetz war auf

dem Stand von 1994 und benötigte
dringend Anpassungen, um die Rah-
menbedingungen für die 3.394 Sport-
vereine in Thüringen mit ihren rund
367.000 Mitgliedern weiterhin best-
möglich zu gestalten. Vorausgegangen
waren mehrere Anhörungen, intensive
Gespräche mit den Sportfachverbän-
den, vielen Vereinen, den Kommunen
und Kreisen sowie Wissenschaftlern
und Fachleuten aus anderen Bundes-
ländern.
Kernpunkt des neuen Sportförder-

gesetzes ist die generelle unentgeltli-
che Nutzung der Sportstätten öf-
fentlicher Träger, und zwar erweitert
auf Wettkämpfe. Bisher mussten rund
30 bis 40 Prozent der Vereine Gebüh-
ren für den Trainingsbetrieb zahlen,
trotz der bisher geltenden gesetzlichen
Regelung zur „in der Regel“ kosten-
freien Nutzung. So wurde „diese
Regel“ zunehmend umgangen, was zu
Belastungen führte, die die ehrenamt-
lich geführten Sportvereine nicht
mehr stemmen konnten. Nun sollen
die Kommunen ab 2020 eine Kom-

pensation von fünf Millionen Euro
jährlich für die Einnahmereduzierun-
gen erhalten – dafür können Sportver-
eine endlich langfristig planen, ohne
zusätzliche Ausgaben.
Als weitere Neuerung des Gesetzes

steht die verpflichtende Aufgabe der
Landkreise und Kommunen, späte-
stens alle zehn Jahre eine
Sportstättenentwicklungsplanung zu
beschließen und dabei die Kreis- und
Stadtsportbünde als kompetente sport-

fachliche und sportpolitische Mitge-
stalter einzubeziehen. Damit haben
auch die Vereine eine planbare Per-
spektive für die Entwicklung „ihrer“
Sportstätten im Verantwortungsbe-
reich.
Ein weiterer zentraler Punkt ist die

Bildung eines Landessportbeirates.
Dieser soll das für den Sport zustän-
dige Ministerium beraten. Ein
kontinuierlicher Meinungs- und Infor-
mationsaustausch unter den Vertretern

des organisierten Sportes, des Thürin-
ger Landtages und der kommunalen
Spitzenverbände kann innerhalb die-
ses Landessportbeirates in
sportpolitischen Themen und zu den
Interessen und Belangen des organi-
sierten Sports deutlich befördert
werden.
Neu ist auch die Einführung einer

sogenannten Ziel- und Leistungsver-
einbarung zwischen dem zuständigen
Ministerium und dem Landessport-
bund. Damit soll unter anderem si-
chergestellt werden, dass transparent
und umfassend Rechenschaft zu Akti-
vitäten, Leistungen und Ergebnissen
des organisierten Sports in Thüringen
Rechenschaft abgelegt wird. Anhand
dieser Kriterien lassen sich noch bes-
ser Kriterien für die weitere Entwick-
lung einzelner Sportarten entwickeln.
Letztlich sind auch die im Gesetz

formulierten Fördervoraussetzungen
für Sportorganisationen hinsichtlich
der Anerkennung von Anti-Doping-
Bestimmungen, von Kinderschutz-
maßnahmen sowie von rechtsstaatlich
und demokratisch aufgebauten und tä-
tigen Vereinen und Verbänden neu
und entsprechen den nationalen und
internationalen Normen und Regeln.
Der 7. November war ein weiterer

guter Tag für den organisierten Sport
in Thüringen. Thüringen ist und bleibt
ein Sportland. 
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Fachkräfteproblem macht Gebietsreform unumgänglich
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Robert Richter ist Geschäftsführer
des Stadtjugendrings (SJR) in Erfurt.
Im Interview erzählt Robert über Po-
litik für und mit jungen Menschen. Ro-
bert ist Diplom-Sozialpädagoge. Die
Fragen stellte Stefan Feutlinske.
Was ist dir wichtig, wenn wir über

Jugendpolitik beziehungsweise Ju-
gendhilfe reden?
Dass Jugendpolitik mehr ist als nur

Jugendarbeit und in allen Fachberei-
chen eine große Rolle spielt. Denn Ju-
gendpolitik findet nicht nur im
Ministerium für Bildung, Jugend und
Sport statt, sondern beispielsweise
auch im Infrastruktur- oder im Innen-
ministerium. Man könnte also sagen,
Kinder und Jugendliche sind von
jeder politischen Entscheidung be-
troffen. Deshalb ist es wichtig, eine ei-
genständige Jugendpolitik zu
entwickeln, die dem gerecht wird.
Wie gestaltet sich die Zusammenar-

beit des SJR mit den Fraktionen im
Stadtrat?
Sehr gut, was vor allem daran liegt,

dass die Menschen im Jugendhilfe-
ausschuss eine unglaubliche Fach-
kompetenz haben. Das macht den
Jugendhilfeausschuss zu einem Fach-
gremium, das die Probleme in der Ju-
gendhilfe erörtert und zielgerichtet
nach Lösungen sucht. Deshalb nimmt
das Jugendamt den Jugendhilfeaus-
schuss auch als solchen ernst  und be-
trachtet ihn nicht nur als Diskurs-
runde. 
Was ist der Stadtjugendring?
Der Stadtjugendring (SJR) als städ-

tischer Dachverband bündelt Interes-
sen der Mitgliedsvereine, ist Lobby
für die Kinder und Jugendlichen der
Stadt Erfurt und vertritt diese auch ge-
genüber der Politik. Im SJR gibt es
aber auch unterschiedliche Meinun-
gen. 
Was war aus deiner Sicht der größte

politische Erfolg, den ihr in den letz-
ten Jahren errungen habt? 
Dass wir die Mehrmittel über die

örtliche Jugendpauschale direkt in die
Jugendarbeit stecken konnten. Das be-
deutet, dass wir in den 17 Jugendhäu-
sern und der Schulsozialarbeit in
Erfurt mehr Personal und mehr Sach-
mittel zur Verfügung haben. Das war
vor allem durch die erhöhten Finanz-
mittel vom Land und dem Bekenntnis
zur Stärkung der Jugendarbeit im
Stadtrat möglich. 
Wo wird es in den nächsten Jahren

Probleme geben?
Bei der Sanierung der Jugendhäu-

ser. Wir haben es zwar geschafft, end-
lich die Personal- und Sachkosten zu
erhöhen, aber der Zustand vieler Ju-
gendhäuser ist schwierig. 
Um die Sanierung voranzutreiben,

erarbeiten wir gerade einheitliche
Standards für die Jugendhäuser und

planen, eine Prioritätenliste aufzustel-
len. Hier müssen wir schauen, wie es
dann mit dem Haushalt der nächsten
Jahre aussehen wird.
In Erfurt hat der SJR eine Beteili-

gungsstruktur für junge Menschen mit
dem Namen „BÄMM – Beteiligung,
Äction, Meine Meinung“. Was macht
diese Beteiligungsstruktur bundesweit
einzigartig?
Wir haben eine Satzung, die die

Rechte und Pflichten der Beteili-
gungsstruktur regelt. Dazu haben wir
in den vergangenen Jahren zwei Ju-
gendkonferenzen mit jeweils 130 Ju-
gendlichen abgehalten. 
Die Strahlkraft dieser Struktur ist in

Thüringen zu merken und nicht nur
da. Der SJR Eisenach hat dieses Ver-
anstaltungsformat quasi eins zu eins
übernommen. Dazu haben wir bun-
desweite Anfragen zu dieser Beteili-
gungsstruktur. Dieser Erfolg ist aber
nur durch die gute Zusammenarbeit
mit dem Sozial- und Familiendezernat
möglich, das derzeit von der LINKEN
geführt wird. Hier erfahren wir eine
unglaubliche Unterstützung.
Wie kam es dazu?
Angefangen hat es mit einer Klau-

sur des Jugendhilfeausschusses 2014.
Dort gab es einen Workshop zu Ju-
gendarbeit, Jugendsozial- und  Ju-
gendverbandsarbeit und es wurde
festgestellt, dass die Beteiligung der
Jugendlichen in den Einrichtungen bei
70 Prozent lag. Diese Beteiligung
wurde aber nicht in die Politik und die

Verwaltung hineingetragen, so dass es
dort kaum eine Auseinandersetzung
mit den Forderungen der Jugendli-
chen gab. 
Danach wurde zwei Jahre lang an

einem Konzept gearbeitet, das wir
dann den Fraktionen vorgestellt
haben. Diese haben das Konzept dann
in den Kinder- und Jugendförderplan
einfließen lassen und gleichzeitig ein-
stimmig die Satzung für diese Betei-
ligungsstruktur beschlossen. 

Was, meinst du, ist wichtig für junge
Menschen?
Auch außerhalb von Jugendhäusern

Orte zu haben, an denen sie sich tref-
fen können, unabhängig vom Geld-
beutel. Wenn im Sommer Jugendliche
draußen sitzen und etwas trinken,
kommt sofort jemand und will die
Stadtverordnung durchsetzen und er-
klärt, dass dort nicht getrunken wer-
den darf oder dass sich Leute über die
Lautstärke beschweren. 
So versucht man, die Jugendlichen

aus der Innenstadt zu verdrängen. Al-
ternativen gibt es nicht viele. So hat
das Kalif, das innenstadtnah liegt,
jeden Donnerstag einen Abend, wo
sich Jugendliche ohne großes Geld
treffen können. Dieses Angebot neh-
men viele an. 
Ein weiteres großen Problem in den

kommenden Jahren wird das Thema
Mobilität sein. Im Moment werden in
verschiedenen Stadtteilen bestimmte
soziale Probleme deutlich. Hier kön-
nen sich Jugendliche die Fahrscheine
nicht leisten und überlegen dann, wie

sie ihren Sozialraum verlassen kön-
nen. Wie kommt dieser junge Mensch
beispielsweise vom Roten Berg zum
Kalif Storch, ohne in der Dunkelheit
zurück laufen zu müssen? Irgendwann
fahren keine Bahnen mehr.  Die Linke
im Stadtrat hat eine Anfrage gestellt,
wie  hoch  die  Kosten  wären,  wenn
U-18-jährige fahrscheinfrei den Öf-
fentlichen Personennahverkehr in Er-
furt nutzen könnten. Allerdings wäre
dann immer noch das Problem der
fehlenden Nachtbahnen.

Was würdest du Jugendlichen emp-
fehlen, die sich politisch engagieren
wollen?
Ich glaube nicht, dass wir jungen

Menschen etwas empfehlen müssen.
Sie lernen in der Schule, wie sie ihre
Meinung vertreten können. Die Auf-
gabe von Jugendarbeit ist es, diese
Forderungen in den Jugendhäusern
bzw. bei „BÄMM“ umzusetzen. 
In Erfurt ist es ja so, dass sich bei

Demonstrationen für die Seebrücke,
den Christopher-Street-Day oder für
Menschenrechte viele junge Men-
schen engagieren. Dieses Engagement
müssen wir weiter stärken. Dafür sind
wir in Erfurt durch „BÄMM“ bestens
ausgestattet. 
Ich kann anderen Kommunen nur

empfehlen, auch eine solche Beteili-
gungsstruktur zu schaffen, um den
konkreten Austausch zwischen Ju-
gendlichen und der Verwaltung bzw.
der Politik zu ermöglichen. Dies ge-
hört zu einer progressiven Jugendpo-
litik.

D IE T HÜR INGENGESTALTER

Alle politischen Entscheidungen betreffen auch Jugendliche
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Text: Stefan Feutlinske
“Paradies für mehr Demokratie”,

unter diesem Motto fand die diesjäh-
rige Jahresmitgliederversammlung der
THÜRINGENGESTALTER statt. Ins-
gesamt 40 Gäste begrüßten wir,  dar-
unter Gastredner Ralf-Uwe Beck, Lan-
dessprecher von “Mehr Demokratie in
Thüringen”. Nach der Eröffnung
durch Markus Gleichmann, Vorsitzen-
der des Kommunalpolitischen Forums
Thüringen e. V. – DIE THÜRINGEN-
GESTALTER, sowie der Vorstellung
der Tagesordnung hob Ralf-Uwe Beck
in seiner Gastrede die europaweite
Spitzenplatzierung Thüringens in Be-
zug auf direkte Demokratie hervor.
Ralf-Uwe Beck stellte auch die Be-
sonderheit Thüringens mit seiner rot –
rot – grünen Landesregierung dar. Zu-
dem bedankte er sich, dass die THÜ-
RINGENGESTALTER der erste Ver-
ein aus dem rot–rot–grünen Spektrum
seien, die dem Verein “Mehr Demo-
kratie” die Möglichkeit geben wür-
den, ihren Gesetzesvorschlag vorzu-
stellen. 
Dieser war im September von “Mehr

Demokratie Thüringen” zur Demo-
kratisierung der Kommunalpolitik vor-
gestellt wurden. Mit ihm soll die Wahl-
beteiligung bei Kommunalwahlen, der
Keimzelle der Demokratie, erhöht wer-
den. Grundsätzlich sollen Kommunen
zu Laboren der Demokratie werden.
Der Gesetzentwurf von “Mehr De-
mokratie” sieht vor, dass Kommunen
die Möglichkeit haben, beim zustän-
digen Ministerium zu beantragen, dass
das Wahlalter in der jeweiligen Kom-
mune auf 14 oder 15 Jahre abgesenkt
werden kann. Damit die jungen Men-
schen von dieser Möglichkeit Ge-
brauch machen, muss die Kommune sie
vorher in verständlicher Sprache dar-
über informieren. Zudem sind die
Kommunen verpflichtet, ein Jugend-
wahlregister einzuführen, in das sich die
Jugendlichen persönlich eintragen müs-
sen. Dieses Register wird dann in das
reguläre Wahlregister übernommen. 
Zusätzlich soll den Schüler*innen in

einem intensiven Demokratiekurs die
Wichtigkeit einer Kommunalwahl er-
klärt werden. Dieser muss sich auch an
den Lebensrealitäten der Schüler*innen
orientieren.
Ein weiterer Vorschlag von “Mehr

Demokratie” ist es, bei zukünftigen
Oberbürgermeister- und Landrats-
wahlen, nur noch einen Wahlgang
durchzuführen. Hier soll den Wäh-
ler*innen die Möglichkeit gegeben
werden, bei der Abgabe der  ersten
Stimme auch für die Stichwahl zu
wählen. Sollte der oder die Kandidat*in
aus dem ersten Wahlgang nicht in die
Stichwahl kommen, können die Wäh-
ler*innen die Kandidat*innen per Zif-
fern präferieren. Mit dieser Möglichkeit
würden die Kommunen Kosten für
einen zweiten Wahlgang einsparen.
Falls keine Partei oder Bewerber*in

die Wähler*innen überzeugt, soll die
Option einer Stimmenthaltung einge-
führt werden. Damit könnten Wäh-
ler*innen, die keine der Parteien und

Kandidat*innen wählbar finden oder ih-
ren Protest gegen das Gesamtangebot
ausdrücken wollen, sich dennoch arti-
kulieren. Sie wären nicht gezwungen,
„Protestparteien“ zu wählen oder zu
Hause zu bleiben. Proteststimmen und
Stimmenthaltung sollen ausgezählt
und als Teil des Wahlergebnisses fest-
gestellt und bekannt gemacht werden.
Außerdem bleiben sie für die Ermitt-
lung des Wahlergebnisses unberück-
sichtigt.
Vor einer Wahl soll durch die Kom-

mune an alle Bürger*innen ein Wahl-

heft übersendet wer-
den, das eine Erklä-
rung des Wahlrechts,
einen Musterstimm-
zettel, die Vorstellung
aller antretenden Par-
teien und Kandidat*in-
nen und eine Zusam-
menfassung der Pro-
gramme enthalten soll.
Die Parteien sind für
das Zusammenfassen
der Programme selbst
verantwortlich. Jede
Partei hat gleich viel
Platz zur Verfügung.
Das Heft soll gemein-
sam mit der Wahlbe-
nachrichtigung ver-
schickt werden und
muss auf der Internet-
seite der Kommune
einsehbar sein.
Ralf-Uwe Beck führ-

te weiterhin aus, dass
durch das direkte Zu-
schicken der Brief-
wahlunterlagen keine
unnötige bürokratische
Registrierung mehr er-
forderlich sei. Nicht
zuletzt soll der Ver-
sand zu einer höheren
Wahlbeteiligung bei-

tragen. Dies wird beispielsweise in
der Schweiz und manchen Bundes-
staaten in den USA praktiziert. 
Falls das Verschicken der Brief-

wahlunterlagen nicht zustande kommt,
möchte “Mehr Demokratie” mehr
Wahllokale in Thüringen einführen. Um
die Wahlbeteiligung zu steigern, sollen
diese zusätzlichen Wahllokale vor al-
lem in Gebieten aufgebaut werden, in
denen die Wahlbeteiligung unter-
durchschnittlich ist. 
Der Vorschlag von “Mehr Demo-

kratie” zur Einführung einer Wahl-

pflicht ist umstritten. Auf diese Weise
will “Mehr Demokratie” die Wahlbe-
teiligung erhöhen. Dies funktioniere
nur, wenn auch ein Bußgeld erhoben
werde, sagte Beck.  Er erläuterte: Bei-
spielsweise waren bei der letzten Par-
lamentswahl in Australien knapp 91
Prozent aller Wähler*innen an der Ab-
stimmung beteiligt. Dort wird ein
Bußgeld von umgerechnet zwölf Euro
erhoben. Zum Abschluss seiner Rede
erklärte Ralf-Uwe Beck, dass er sich
auf eine weitere Zusammenarbeit  mit
den THÜRINGENGESTALTERN
freue. 
Nach der Wahl von Tagesleitung

und Protokollantin wurde der Sachbe-
richt für 2018 vorgestellt. Insgesamt
boten wir 25 Veranstaltungen zu ver-
schiedenen Themen an, insbesondere
einen Faktencheck zur Funktional-,
Verwaltungs- und Gebietsreform. 
Desweiteren wurde über die Arbeit

des Vorstandes und der Geschäfts-
stelle berichtet und mit der Verab-
schiedung des Finanzplanes für 2019
der finanzielle Rahmen für das näch-
ste Jahr gelegt. Der Arbeitsplan und
seine Vorstellung waren der letzte
Punkt der Tagesordnung. Dazu entfal-
tete sich im Anschluss eine lebhafte
Diskussion. Man war sich einig, dass
die THÜRINGENGESTALTER Ver-
anstaltungen weiterhin verstärkt im
ländlichen Raum anbieten sollen. 
Für thematische Vorschläge hatten

die anwesenden Gäste die Möglich-
keit, auf bereitgestellten Pinnwänden
Themen anzuregen. Mit dieser Me-
thode werden wir im nächsten Jahr
unsere thematischen Veranstaltungen
erweitern. Zum Abschluss konnten
sich die Mitglieder bei entspannter
Musik und einem kleinen Imbiss ver-
netzen. Die Versammlung machte
klar: Wir blicken auf ein erfolgreiches
Jahr 2018 zurück und legten die
Grundlage für ein erfolgreiches  2019.

D IE T HÜR INGENGESTALTER

Kommunen zu Demokratie-Laboren!

Ralf-Uwe Beck während seiner Rede

Das Präsidium der Jahresmitgliederversammlung Fotos: DIE THÜRINGENGESTALTER



Von Katja Seiler
Zur Jahresmitgliederversammlung

der THÜRINGENGESTALTER am
27. November wurde der Bildungs-
plan für 2019 vorgelegt und diskutiert.
Ein Schwerpunkt wird die Weiterent-
wicklung regionaler Bildungsangebote
in den Planungsregionen Süd-/ West-
thüringen, Nordthüringen und Mittel-
thüringen sein. 
Wir wollen diese in Zusammenar-

beit mit den Akteuren vor Ort etablie-
ren, zum Beispiel den Linken Ostthü-
ringer Kommunalen Konferenzen
(LOK) im Ostthüringer Raum. Die
LOK-Konferenzen sollen die
Ostthüringer Kommunalpo-
litiker*innen und die Kreis-
verbände miteinander ver-
netzen und zu derzeit
aktuellen Themen im Land-
kreis bilden. 
In Ostthüringen finden be-

reits seit zwei Jahren quar-
talsweise Konferenzen zur
Bildung und Vernetzung der
kommunalen Mandatsträ-
ger*innen statt. Für 2019
wurden dafür bereits die
Schwerpunkte Sportförder-
gesetz, Straßenausbaubei-
träge, Linke Kommunalpoli-
tik in Stadt und Land,
Wirtschaftsförderung, Tou-
rismus und Städtepartner-
schaften sowie die medizini-
sche Versorgung, Feuerwehr
und Katastrophenschutz be-
nannt. 

Auch in Süd-West Thüringen sind
mit dem Wassergesetz und dezentraler
Abwasserentsorgung sowie Woh-
nungspolitik schon einige Themen von
den Kommunalpolitiker*innen be-
nannt worden und es wurde der
Wunsch nach einem Vernetzungstref-
fen für die kommunalen Mandatsträ-
ger*innen nach der Kommunalwahl
im Mai geäußert.
Diese und weitere Bildungsveran-

staltungen sind schon im Bildungs-
plan 2019 fest verankert, andere müs-
sen noch entwickelt werden. Auch den
Regionen in Nordthüringen und Mit-
telthüringen würden wir 2019 zielge-

richtete Bildungsveranstaltungen un-
terbreiten. 
Dafür brauchen wir Eure Unterstüt-

zung! Welche Themen sind in Eurer
Kommune und Landkreis aktuell in
der Diskussion, welche Basisseminare
wünscht Ihr Euch? Gern nehmen wir
Eure Anregungen entgegen. 
In Vorbereitung der Kommunal-

wahlen können wir Euch unsere Ver-
anstaltung „Wie funktioniert eigent-
lich Kommunalpolitik?“ für
Kandidaten anbieten, die je nach den
Wünschen vor Ort modifiziert wer-
den kann. Nach der Kommunalwahl
werden wir zentrale Seminare zum

kommunalen Haushalt und zur Kom-
munalordnung abhalten und bei Be-
darf auch zu Euch in die Region kom-
men. Ebenfalls könnt Ihr Seminare
und Workshops zum Schreiben von
Pressemitteilungen, zu Medientrai-
ning, social-media-texting, Modera-
tion, Versammlungsleitung, kommu-
nalem Haushalt, Rechten und
Pflichten von kommunalen Aufsichts-
räten und vielem mehr bei uns anmel-
den. Die einzelnen Bildungsveran-
staltungen könnt Ihr auf unserer
Internetseite unter “Veranstaltungen”
einsehen und Euch dort auch anmel-
den. 

Von Gudrun Lukin
Am 1. Oktober startete das unter Lei-

tung von Infrastrukturministerin Birgit
Keller (LINKE) entwickelte Azubitik-
ket als Jahresabonnement landesweit in
den Thüringer Eisenbahnen, in Bus,
Bahn und Straßenbahnen des Ver-
kehrsverbundes Mittelthüringen so-
wie in neun Landkreisen und Suhl. 
Von Anfang an dabei waren Ilm-

Kreis, Eichsfeldkreis, Kyffhäuserkreis,
Landkreis Nordhausen, Unstrut-Hai-
nich-Kreis, Landkreis Schmalkalden
Meiningen, Landkreis Sonneberg,
Landkreis Saalfeld-Rudolstadt und der
Saale-Orla-Kreis. Inzwischen zogen
weitere Landkreise, wie z.B. der Wart-
burgkreis mit der Stadt Eisenach, Hild-
burghausen, Sömmerda und das Al-
tenburger Land nach und erkennen
das Azubiticket in ihren Regionen ab
1. Januar 2019 an. Nur der Landkreis
Greiz bleibt weiterhin zum Nachteil der
Auszubildenden außen vor. Über die
Nutzung auf Thüringer Linienab-
schnitten der cantus-Bahn, HSB und
Vogtlandbahn wird derzeit noch weiter
verhandelt.

Alle Schüler berufsbildender Schu-
len können 365 Tage im Jahr weitaus
kostengünstiger als bisher für nur 50
Euro im Monat fast thüringenweit rei-
sen. Damit gewinnt der Ausbildungs-
standort Thüringen deutlich an At-
traktivität. Zu jedem Ticket gibt der
Freistaat 103,89 Euro dazu. Bis Ende
2019 sind im Rahmen des Pilotpro-
jektes mit dem Verkehrsverbund Mit-
telthüringen (VMT) und dem Thürin-
ger Schienenpersonennahverkehr
(SPNV) dafür 6,2 Millionen Euro vor-
gesehen, eine Verlängerung ist ge-
plant. 
Die anerkennenden Landkreise und

kreisfreien Städte erhalten zusätzlich
4,2 Millionen an Fördermitteln bis
Dezember 2019. Rund 2.500 Tickets
wurden bisher verkauft, ein guter An-
fang. Mit nur einem Ticket und ver-
günstigt können Schüler und Schüle-
rinnen berufsbildender Schulen durch
Thüringen reisen – ein weiterer Schritt
zu einem thüringenweiten Verkehrs-
verbund. Erworben werden kann das
Azubiticket an allen Thüringer Bahn-
höfen und in den Servicecentern des
VMT.

D IE T HÜR INGENGESTALTER

Sie interessieren sich für die Vereinsak-
tivitäten oder wollen Mitglied werden?

Kontakt:

Die THÜRINGENGESTALTER
Kommunalpolitisches Forum 
Thüringen e. V.
Trommsdorffstraße 4
99084 Erfurt

Telefon: 0361/54 12 83 89
Fax: 0361/54 15 11 42 
Mail: info@thueringengestalter.de
www.thueringengestalter.de
Die Thüringengestalter erhalten als Bil-
dungsverein, der der Partei DIE LINKE na-
hesteht, Zuwendungen des Freistaates
Thüringen (Innenministerium).
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